
Landtag   30.11.2016 

Nordrhein-Westfalen 13420 Plenarprotokoll 16/128 

 

Drucksache 16/12987 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Wirtschaft, Energie, 
Industrie, Mittelstand und Handwerk 
Drucksache 16/13549 

zweite Lesung 

Auch hier haben sich alle Fraktionen darauf verstän-
digt, heute keine Debatte durchzuführen, sondern die 
Reden zu Protokoll zu geben (Anlage 4). 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuss emp-
fiehlt in Drucksache 16/13549, den Gesetzentwurf 
Drucksache 16/12987 unverändert anzunehmen. 
Wir kommen somit zur Abstimmung über diesen Ge-
setzentwurf. Wer ist für diesen Gesetzentwurf? – Die 
Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen, der 
fraktionslose Kollege Stüttgen. Wer ist dagegen? – 
Niemand. Wer enthält sich der Stimme? – Das sind 
die Fraktionen von CDU, FDP und die Piratenfrak-
tion. Damit ist der Gesetzentwurf Drucksache 
16/12987 angenommen und in zweiter Lesung 
verabschiedet. 

Ich rufe auf: 

7 Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die 
Industrie- und Handelskammern im Lande 
Nordrhein-Westfalen (IHKG) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/13035 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Wirtschaft, Energie, 
Industrie, Mittelstand und Handwerk 
Drucksache 16/13550 

zweite Lesung 

Auch hier, liebe Kolleginnen und Kollegen, haben 
sich die Fraktionen darauf verständigt, keine Aus-
sprache durchzuführen, sondern die Reden zu Pro-
tokoll zu geben (Anlage 5). 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuss emp-
fiehlt in Drucksache 16/13550, den Gesetzentwurf 
unverändert anzunehmen. Wir stimmen also über 
den Gesetzentwurf ab. Wer ist dafür, diesen Gesetz-
entwurf zu verabschieden? – Das sind die Fraktionen 
von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und der fraktions-
lose Kollege Stüttgen. Wer stimmt dagegen? – Die 
Piratenfraktion stimmt dagegen. Wer enthält sich der 
Stimme? – Die Fraktionen von CDU und FDP. Damit 
ist der Gesetzentwurf Drucksache 16/13035 ange-
nommen und in zweiter Lesung verabschiedet. 

Ich rufe auf: 

8 Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psy-
chischen Krankheiten 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/12068 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales 
Drucksache 16/13551 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/13623 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die SPD-
Fraktion Herrn Kollegen Yüksel das Wort. – Bitte, 
Herr Kollege. 

Serdar Yüksel (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Am 26. März trat die 
Behindertenrechtskonvention der Vereinten Natio-
nen auch in Deutschland in Kraft. Den beteiligten 
Ländern wurden weitere Vorkehrungen und Doku-
mentationspflichten im Bereich der Hilfe und Schutz-
maßnahmen für Menschen mit psychischen Beein-
trächtigungen zuteil. 

Parallel hierzu ergab sich der nach § 37 des Geset-
zes über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychi-
schen Krankheiten verpflichtende Bericht zur Evalu-
ierung des Gesetzes, dass ein konkreter Handlungs-
bedarf des Gesetzgebers geboten ist. Insofern war 
eine Novellierung des Gesetzes sinnvoll und auch 
unausweichlich. 

Vor diesem Hintergrund haben wir uns gemeinsam 
im Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
Vertreterinnen und Vertretern der Ärzteschaft, der 
Kommunen, der Krankenhäuser sowie Vertreterin-
nen und Vertreter weiterer involvierter Akteure ange-
hört. Dabei ging es uns insbesondere um die Einbe-
ziehung der Betroffenen, mit denen wir seit Monaten 
und Jahren intensive Gespräche führen. Viele Kolle-
ginnen und Kollegen aus den Wahlkreisen können 
davon ein Lied singen. 

Durch die wertvollen Einsichten und Erfahrungen, die 
uns durch die Gespräche und Anhörungen zuteilwur-
den, entstanden wesentliche Novellierungspunkte 
für das besagte Gesetz. Wir können sagen, dass wir 
in dem Gesetzgebungsverfahren aus Betroffenen 
Beteiligte gemacht haben. 

Was beinhalten diese Novellierungspunkte? Grund-
sätzlich lässt sich sagen, dass durch die Novellierung 
im Geiste der UN-Behindertenrechtskonvention die 
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Betonung auf den freien Willen von betroffenen Men-
schen mit psychischen Leiden verstärkt wird. Dies 
zeigt sich insbesondere in den Änderungen in § 2, 
die jene Grundsätze des Gesetzes ausdrücken sol-
len. Doch es sind nicht nur Formulierungen, die hier 
die psychisch leidenden Personen in den Vorder-
grund rücken, sondern die Novellierung baut auch 
weiter an einem Rahmen, der die Rechte der Be-
troffenen konkretisiert und somit eine sichere 
Rechtsgrundlage für psychisch leidende Personen 
und insbesondere deren Angehörige schafft. 

Infolge dessen wird das jeweilige Krankenhaus nicht 
nur zur ärztlichen Dokumentation verpflichtet, son-
dern die Betroffenen müssen nun über ihre Rechte 
und Pflichten sowohl mündlich als auch schriftlich un-
terrichtet werden. Denn wer von seinen Rechten Ge-
brauch machen will, muss sie auch kennen, verehrte 
Kolleginnen und Kollegen. 

Des Weiteren ist der betroffenen Person und deren 
Angehörigen bzw. rechtlicher Vertretung über richter-
liche Beschlüsse unverzüglich zu berichten. Dies be-
trifft insbesondere die richterlichen Anordnungen be-
züglich der Zwangsmaßnahmen. Damit setzen wir 
die Dokumentations- und Informationspflicht, die ein-
gefordert worden ist, durch die UN-Konvention weiter 
um. 

Doch nicht nur die Dokumentation und Information 
der Betroffenen, sondern auch deren Unterbringung 
wird mit dieser Novellierung verbessert. Kranken-
hausträger sollen den Aufenthalt im Freien für min-
destens eine Stunde am Tag ermöglichen. Damit 
konkretisieren wir die zuvor offen formulierte Auffor-
derung des Aufenthalts im Freien und geben einen 
klaren Maßstab vor. Dadurch erhalten die Betroffe-
nen und deren Angehörige die Möglichkeit, die An-
gemessenheit der Unterbringung zu überprüfen. 

Des Weiteren setzen wir fest, dass Zwang grund-
sätzlich nur dann anzuwenden ist, wenn eine weni-
ger eingreifende Maßnahme aussichtlos ist. Solche 
Maßnahmen müssen den Betroffenen rechtzeitig an-
gekündigt werden, um das Ersuchen eines Rechts-
schutzes zu ermöglichen. Außerdem muss sich zu-
vor um die Zustimmung der Betroffenen zumindest 
bemüht worden sein. Von Ausnahmen darf in diesem 
Kontext nur bei akuter Gefahr Gebrauch gemacht 
werden. 

Ein Landesbeirat Psychiatrie soll zudem ins Leben 
gerufen werden, dessen besonderer Schwerpunkt 
unter anderem auf der Vermeidung von Zwangs-
maßnahmen liegt. Hier sollen auch Betroffene und 
deren Angehörige vertreten sein. Ein solcher Lan-
desfachbeirat – das trat in der Anhörung deutlich zu-
tage – wird von den involvierten Sachexperten ein-
deutig begrüßt. 

Bei akuter Gefahr, die nicht durch mildere Umstände 
abgewendet werden kann, sollen besondere Siche-
rungsmaßnahmen dem Personal ermöglichen, sich 

und die Betroffenen in eine sichere Lage zu bringen. 
Wir maßen uns hier als Gesetzgeber nicht an, eine 
bessere Entscheidung als das verantwortliche Per-
sonal zu treffen, das täglich mit solchen Herausfor-
derungen zu tun hat. Ganz bewusst lassen wir hier 
offen, zu welchem Zeitpunkt welches Mittel ange-
wendet werden muss. Damit setzen wir die UN-
Konvention weiter um, ohne dem verantwortlichen 
Personal ein unflexibles und praxisfernes Regelwerk 
vorzuschreiben. 

Bei all diesen Fortschritten gibt es aber auch gleich-
zeitig Herausforderungen wie zum Beispiel die Rea-
lisierung flächendeckender Einrichtungen mit ambu-
lanter Krisenhilfe, die rund um die Uhr zur Verfügung 
steht. Im Zuge dessen ist auch eine weiterhin inten-
sive Beteiligung am Prozess zur Entwicklung des 
Landespsychiatrieplanes notwendig. 

Die weiterhin konsequente Verfolgung dieser Ziele 
möchten wir mit diesem Entschließungsantrag, der 
Ihnen vorliegt, unterstützen. – Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Yüksel. – Für die CDU-Fraktion erteile 
ich Frau Kollegin Birkhahn das Wort. 

Astrid Birkhahn (CDU): Herr Präsident! Sehr ge-
ehrte Herren und Damen! Diese zweite Revision des 
Gesetzes über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei 
psychischen Krankheiten ist notwendig geworden 
durch Gesetzesentscheidungen des Verfassungsge-
richts und des Bundesgerichtshofs sowie natürlich 
durch die UN-Behindertenrechtskonvention. 

Im Lauf der Beratungen über diesen Gesetzentwurf 
der Landesregierung und auch im Verlauf der öffent-
lichen Anhörung im Ausschuss für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales hat sich gezeigt, dass auch Exper-
ten und Verbände weitestgehend den vorliegenden 
Entwurf mittragen. 

Vor diesem Hintergrund finde ich es umso bedauer-
licher, dass die Landesregierung im Vorfeld eine Vor-
abrevision der Änderungen zum Gesetzentwurf an-
gekündigt hatte, dann jedoch keinerlei Bemühungen 
für eine fraktionsübergreifende Zusammenarbeit 
mehr zeigte. 

(Beifall von der CDU) 

Bei diesem wichtigen Thema wäre dies ausdrücklich 
zu begrüßen gewesen. Dann nämlich hätten wir 
wichtige Fragen im Sinne der Betroffenen gemein-
sam klären können. 

In diesem Gesetzentwurf geht es um die Rechte der 
Betroffenen im Fall einer Zwangsbehandlung und 
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ganz konkrete rechtliche Rahmenbedingungen. Wa-
rum können SPD und Grüne es sich nicht verkneifen, 
über das Ziel hinauszuschießen und auch auf thera-
peutische Inhalte einzugehen? Ich nenne nur die mi-
lieutherapeutische Betreuung und die Umsetzung in 
Einrichtungen und Krankenhäusern. 

Ebenso hätte im Vorfeld der heutigen zweiten Le-
sung gerne detailliert über die Regelungen für Min-
derjährige gesprochen werden können. Gerade bei 
Kindern oder Jugendlichen, die keine eigenen 
Rechtsmittel gegen eine Zwangsbehandlung geltend 
machen können, finden wir es angemessen, dass die 
Genehmigung durch die Sorgeberechtigten und eine 
richterliche Zustimmung gleichermaßen vorliegen 
müssen. Im Sinne des Kindeswohls kann es nur rich-
tig sein, eine zweite Meinung zwingend einholen zu 
müssen. Auch Eltern sind in einer solchen schwieri-
gen Lage oft überfordert. Sie sind froh, wenn sie die 
Verantwortung mit einer erfahrenen Richterin oder 
einem erfahrenen Richter teilen können, auch wenn 
dies einen Eingriff in das Sorgerecht bedeutet. 

Unser Wunsch war, dass hier erfahrene Richter und 
Richterinnen von Familiengerichten Recht sprechen. 
Dies ist aber bei der gegenwärtigen Rechtslage nicht 
der Fall, weil diese Entscheidung durch Verwaltungs-
gerichte getroffen würde. So muss der Bund die not-
wendigen Änderungen erlassen. Dafür werden wir 
uns am entsprechenden Ort einsetzen. 

Heute bleibt uns nur, unseren Änderungsantrag zu-
rückzuziehen. 

Dem Änderungsantrag der FDP stimmen wir zu.  

Die Anträge der Fraktionen von SPD und Bündnis 
90/Die Grünen lehnen wir ab. – Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Birkhahn. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht Kollege Ünal.  

Arif Ünal (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und 
Herren! Auch 40 Jahre nach der Enquete zur Lage 
der Psychiatrie in der Bundesrepublik sind deren 
Ziele, eine auf Menschen ausgerichtete Psychiatrie 
sowie psychotherapeutische und psychosoziale Ver-
sorgung, nach wie vor sehr aktuell. 

Wir verabschieden heute eine neue Fassung des 
Gesetzes über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei 
psychischen Krankheiten, kurz PsychKG. Das Ge-
setz aus dem Jahre 1999 entsprach weder den An-
forderungen, die die höchstrichterliche Rechtspre-
chung in den letzten Jahren vollzogen hat, noch ent-
sprach es den Veränderungen der Rechtslage bei 
den Patientinnen- und Patientenrechten. 

Die Kritikpunkte richten sich dabei immer auf die 
Zwangsbehandlung und Zwangsunterbringung in-
folge einer vermuteten Eigen- und Fremdgefährdung 
aufgrund einer psychischen Erkrankung. Ziel muss 
es daher sein, den von den Zwangsmaßnahmen be-
troffenen und bedrohten Menschen ein eigenverant-
wortliches und selbstbestimmtes Leben zu ermögli-
chen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Deshalb werden mit den Änderungen zum PsychKG 
wichtige Verbesserungen vorgenommen, mit denen 
stärker als bisher dem von den Patientinnen und Pa-
tienten ausgedrückten Willen Rechnung getragen 
werden muss. 

An dieser Stelle wollte ich einige Punkte nennen. 
Herr Yüksel hat die Punkte unseres Änderungsan-
trags aber schon genannt. 

Ein Punkt ist die besondere Berücksichtigung des 
Willens der Betroffenen. So muss der freie Wille der 
Betroffenen Voraussetzung für den Abschluss einer 
Behandlungsvereinbarung sein. Das haben wir fest-
geschrieben. 

Unter den besonderen Schutzmaßnahmen in § 20 ist 
nun geregelt, bei Fixierungen eine ständige persönli-
che Bezugsbegleitung sowie die Beobachtung mit 
kontinuierlicher Kontrolle der Vitalfunktionen sicher-
zustellen. 

Zudem ist anders als bisher der Anspruch auf den 
täglichen Aufenthalt im Freien verbindlich geregelt. 
Er sollte täglich mindestens eine Stunde ermöglicht 
werden. Die Unterbringung sollte so weitgehend wie 
möglich in offener Form erfolgen. Es ist sicherzustel-
len, dass die Erforderlichkeit der weiteren Unterbrin-
gung grundsätzlich täglich ärztlich überprüft, begrün-
det und dokumentiert wird.  

Ja, liebe Kolleginnen und Kollegen, diese Änderun-
gen hatten wir in unserem Änderungsantrag vorge-
schlagen, um eine gewisse Verbesserung im 
PsychKG herbeizuführen. Wir wissen auch, dass es 
keine große Psychiatriereform ist. Die Änderungen 
regeln nur die Zwangsbehandlung und die Zwangs-
unterbringung. Aber auch hier lässt sich aufgrund der 
Zuständigkeit nicht alles im PsychKG regeln. Des-
halb haben wir in einem Entschließungsantrag wei-
tere Handlungsbedarfe aufgezeigt und Lösungen an-
gemahnt. 

Hierzu gehören einige Punkte bei der Unterbringung 
nach dem Betreuungsrecht, beispielsweise die 
Rechte der Kinder, die nach § 1631 BGB unterge-
bracht sind, die Verhinderung der Zwangsmedikation 
und die Einschränkung des Gebrauchs von Psycho-
pharmaka, um nur einige Punkte zu nennen, die wir 
im PsychKG nicht mitbehandeln konnten. 

Weitergehende Änderungen müssen wir aber bei der 
Erstellung und Umsetzung des Psychiatrieplans 
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NRW aufnehmen. So muss der Ausbau ambulanter 
und komplementärer Versorgung und Hilfe vielerorts 
vorangebracht werden. Dabei stellen Krisennot-
dienste und ambulante Einrichtungen eine wichtige 
Entlastung für die Angehörigen psychisch kranker 
Personen dar. Gleichzeitig ermöglichen sie es, dass 
die bestehenden sozialen Kontakte und persönlichen 
Ressourcen nicht gänzlich wegbrechen. – Vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Ünal. – Für die FDP-Landtagsfraktion spricht 
Frau Kollegin Freimuth. 

Angela Freimuth (FDP): Schönen guten Abend! 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! In 
Vertretung für die Kollegin Susanne Schneider 
möchte ich hier für die Freien Demokraten ganz klar 
herausstellen, dass auch wir für eine möglichst weit-
gehende Selbstbestimmung von Menschen mit psy-
chischen Erkrankungen einstehen. 

Allerdings verschließen wir uns nicht den Anregun-
gen, die aus der Praxis in das Beratungsverfahren 
gekommen sind. 

Im Gegensatz zu den Fraktionen der Regierungsko-
alition wollen wir nicht durch vermeintlich wohlwol-
lende gesetzliche Regelungen Hoffnungen und An-
sprüche wecken und dabei letztlich aber die Probleme 
bei der Umsetzung aus dem Blick verlieren. 

Wir befürchten, dass durch die vorgesehene Rege-
lung eine Intervention in Notfällen erschwert wird. 
Denn wir dürfen nicht vergessen, dass es sich bei 
den Patienten in den Kliniken um Schwerkranke han-
delt, deren Verhalten in einer akuten psychotischen 
und depressiven Phase kaum berechenbar ist. 

Wir wollen nicht, dass bei einer Uneinsichtigkeit von 
betroffenen Patienten und zum Beispiel der Verwei-
gerung von Insulingaben die fehlende Möglichkeit ei-
ner Zwangsbehandlung von somatischen Begleiter-
krankungen zu einem diabetischen Koma führt. Wir 
wollen auch nicht, dass eine festgeschriebene For-
derung nach längeren Aufenthalten im Freien zum 
Beispiel zu vermehrten Selbsttötungen führen kann. 
Wir wollen auch keine erhöhte Gefährdung des Pfle-
gepersonals in der Psychiatrie. Denn wir haben die 
Stimmen aus der Praxis, die Stimmen der Beschäf-
tigten in der Psychiatrie gehört. 

Deswegen haben wir im Ausschuss auch unseren 
Änderungsantrag eingebracht, der darauf abzielte, 
dass der vorgesehene Vorrang des Festhaltens ge-
genüber einer mechanischen Fixierung gestrichen 
werden sollte. Das Festhalten wird vom Personal ein-
deutig nicht bevorzugt, sondern abgelehnt. Die Be-
dingungen sind bei uns eben nicht mit dem Beispiel 

Großbritannien vergleichbar. Denn dort sind etwa po-
tenziell schmerzhafte Hebeltechniken zulässig. Zu-
dem sehen die Personalschlüssel anders aus. Leider 
wurde im Ausschuss auf unseren Vorschlag und un-
seren Änderungsantrag nicht eingegangen. 

Der Vorschlag der CDU, der ebenfalls im Beratungs-
verfahren diskutiert wurde, hätte das Verfahren aus 
unserer Sicht weiter verkompliziert, wenn bei Minder-
jährigen sowohl eine richterliche Entscheidung als 
auch die Zustimmung der Sorgeberechtigten einge-
holt werden müsste. 

Der Entschließungsantrag der Koalitionsfraktionen 
enthält – das ist nicht weiter verwunderlich – viel Ei-
genlob, aber vor allem auch die Forderung nach ver-
stärkten ambulanten Hilfen. So sinnvoll das sicher-
lich in vielen Fällen sein mag, ist jedoch vor unrealis-
tischen Erwartungen und Illusionen zu warnen, dass 
fast alle psychisch kranken Menschen ambulant be-
handelt werden könnten. Gerade bei akuten Phasen 
und schweren Krankheitsbildern werden wir nicht auf 
eine stationäre Unterbringung und Behandlung ver-
zichten können. 

Wir hätten uns in der gesamten Debatte mehr Rea-
lismus und mehr Orientierung an der Praxis ge-
wünscht. Deswegen werden wir weder dem Gesetz 
noch dem vorliegenden Antrag zustimmen können, 
sondern beides ablehnen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Freimuth. – Für die Piraten spricht Herr Kol-
lege Düngel. 

Daniel Düngel (PIRATEN): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Auch zu fortge-
schrittener Zeit sollten wir selbstverständlich mindes-
tens einmal plenar über einen Gesetzentwurf reden. 
Gleichwohl werde ich mich verhältnismäßig kurzfas-
sen, weil schon vieles von meinen Vorrednerinnen 
und -rednern gesagt wurde. 

Ich fange mit den Anträgen an, und zwar zunächst 
mit dem Entschließungsantrag der Koalitionsfraktio-
nen. Er enthält in der Tat, wie gerade schon gesagt 
worden ist, viel Eigenlob. Das nehme ich auch gar 
nicht übel. Letztlich zeigt der Entschließungsantrag 
jedoch, dass wir viele ungeklärte Punkte haben. In 
diesem Zusammenhang gibt es viele offene Baustel-
len, die im laufenden Gesetzgebungsverfahren zu-
mindest nicht abschließend geklärt oder geregelt 
wurden. 

Wir als Piratenfraktion meinen: Vielleicht hätten wir 
noch ein bisschen warten und weiter an dem Gesetz 
arbeiten müssen. – Es gab ja von allen Fraktionen 
Anregungen, welche Kritikpunkte landesgesetzlich 
sofort aufgegriffen werden sollten.  
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Ich werde hier noch einmal zwei Punkte aus den An-
hörungen aufgreifen, und zwar zunächst einmal den 
Schutz von Minderjährigen. Die CDU-Fraktion hat 
diesen Punkt in ihrem Änderungsantrag aufgegriffen. 
Wir sehen das als durchaus vertretbare Möglichkeit 
an. Deswegen habe ich meiner Fraktion empfohlen, 
dem CDU-Antrag zu diesem Gesetzentwurf zuzu-
stimmen. Sicherlich ist das auch nicht der ganz große 
Wurf, wie wir ihn uns vielleicht vorstellen könnten. 
Zumindest ist das aber besser als die Regelungen, 
die jetzt im bisherigen Entwurf stehen. 

Leider wurde der Punkt der richterlichen Anhörung – 
wir hatten das im Ausschuss erwähnt; in der Anhö-
rung haben wir mehrfach Zustimmung von Betroffe-
nen, aber auch von den Fachkräften erhalten – über-
haupt nicht aufgegriffen. Für uns wäre er im Interesse 
des Schutzes der Patientinnen und Patienten tat-
sächlich elementar. Es wäre von elementarer Bedeu-
tung, wenn dort die richterliche Anhörung noch ein-
mal erweitert und geregelt werden würde. 

Alles in allem werden wir aufgrund des nicht ganz zu-
friedenstellenden Verfahrens und auch nicht ganz 
zufriedenstellenden Ausgangs dieses Verfahrens 
dem CDU-Antrag zustimmen. Den Entschließungs-
antrag von Rot-Grün werden wir ebenso wie den jetzt 
vorliegenden Gesetzesentwurf ablehnen. 

Ich hoffe dennoch, dass einige der im Entschlie-
ßungsantrag aufgeführten wichtigen Punkte aufge-
griffen werden und am Ende für die betroffenen Pati-
entinnen und Patienten sinnvoll und vernünftig gere-
gelt werden. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Düngel. 

Bevor ich Frau Ministerin Steffens für die Landesre-
gierung das Wort erteile, möchte ich, weil es jetzt 
zweimal in Redebeiträgen angesprochen worden ist, 
darauf hinweisen, dass Frau Birkhahn selbst eben in 
ihrem Redebeitrag deutlich gemacht hat, dass es kei-
nen Änderungsantrag der CDU-Fraktion mehr geben 
wird. Ich sage das nur, damit kein Missverständnis 
besteht. – Frau Ministerin Steffens, bitte. 

Barbara Steffens, Ministerin für Gesundheit, Eman-
zipation, Pflege und Alter: Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Herzlichen Dank, dass das ge-
rade noch einmal klargestellt worden ist. Ich bin der 
CDU auch dankbar dafür, dass sie den Antrag zu-
rückgezogen hat, auch wenn ich mit ihr bei diesem 
Punkt in der Sache übereinstimme. 

Wir haben als Ministerium selber versucht, diesen 
Punkt zu prüfen. Denn ich finde es sehr problema-
tisch, dass es bei Kindern eine alleinige Elternent-
scheidung gibt und überhaupt kein Richter einbezo-
gen ist. Wir mussten leider im Laufe des Verfahrens 

feststellen, wie Sie es gerade auch gesagt haben, 
dass wir das als Land nicht abschließend befriedi-
gend lösen können. Eine Landeslösung wäre immer 
eine, bei der das Verwaltungsgericht entscheiden 
würde. Und wir wissen, dass ein Verwaltungsgericht 
eine solche Entscheidung nicht treffen kann. 

Deswegen muss es eine bundesrechtliche Regelung 
geben, damit in Bezug auf die Familien auch Betreu-
ungsrichter einbezogen werden können. Wir brau-
chen an dieser Stelle einfach die Unterstützung der 
Bundesregierung. Inhaltlich gibt es aber, glaube ich, 
eine breite Unterstützung dieser Position. Die ent-
sprechende Notwendigkeit besteht auch, glaube ich. 

Wir haben heute den Entwurf eines Zweiten Geset-
zes zur Änderung des Gesetzes über Hilfen und 
Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten 
hier vorliegen. Wir haben auch eine Reihe von Be-
gründungen für die Notwendigkeit dieses Gesetzes 
gehört. Klar ist, dass das noch geltende Gesetz aus 
dem Jahr 1999 stammt und es damit auch viele Re-
gelungen zu Unterbringungsmaßnahmen enthält, die 
den heutigen Anforderungen der höchstrichterlichen 
Rechtsprechung nicht mehr entsprechen, aber auch 
der UN-Behindertenrechtskonvention konträr entge-
genstehen. Deswegen war es wichtig, diese Probleme 
zu heilen. Natürlich waren in Teilbereichen auch die 
Probleme aus der Umsetzungspraxis zu behandeln. 

Wir haben die Gesetzesänderung breit diskutiert. An 
vielen Stellen haben wir sie gemeinsam mit den un-
terschiedlichen Akteuren – natürlich auch in den An-
hörungen des Ministeriums – diskutiert. Deswegen 
verstehe ich auch nicht die Positionen, die als Kritik-
punkte vonseiten der FDP noch einmal eingebracht 
worden sind. 

Zum Beispiel geht es dabei darum, dass wir eine Al-
ternative zur Fixierung, nämlich das Festhalten, an-
bieten. Sie haben auch heute wieder hier gesagt, das 
ginge ja nicht; das sei mit der Regelung in Großbri-
tannien nicht vergleichbar. Baden-Württemberg 
praktiziert das mit dem baden-württembergischen 
PsychKG schon seit zwei Jahren sehr erfolgreich. 
Das heißt, auch diese Punkte, die in der Anhörung 
von dem einen oder anderen kritisch gesehen wor-
den sind, funktionieren in der Praxis in Ländern, in 
denen sie eingeführt wurden, hervorragend. Deswe-
gen halte ich es auch für wichtig, dass wir in Nord-
rhein-Westfalen einen solchen Weg aufzeigen. Es ist 
keine zwingende Maßnahme, aber eine, die adäquat 
und alternativ eingesetzt werden kann. 

Uns war bei dem gesamten PsychKG und den Ände-
rungen wichtig, dass wir die Bedenken in Bezug auf 
die heutigen Gesetze und vor allen Dingen auch auf 
die erlebten Behandlungspfade und Behandlungs-
wege – sie wurden von Menschen vorgebracht, die 
psychiatrieerfahren sind – mit aufgreifen. Deswegen 
ist es wichtig, dass die Menschen, die in die Psychi-
atrie kommen, umfassende Informationen erhalten, 
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dass Angebote der Behandlungsvereinbarung ge-
macht werden, die dann auch wirklich Beachtung fin-
den, dass Patientenverfügungen in die Behandlun-
gen einfließen und dass Zwangsmaßnahmen am 
Ende wirklich nur die Ultima Ratio sein können und 
dürfen. Das alles regelt das Gesetz. Dies ist ein, wie 
ich finde, wichtiger Punkt. 

Es ist auch entscheidend, dass bei Zwangsbehand-
lungen bei krankheitsbedingter Einsichtsunfähigkeit 
die Grenzen heute starr gesetzt werden, sodass das 
nur noch möglich ist, wenn eine rechtzeitige Ankün-
digung erfolgt ist und eine weniger eingreifende Maß-
nahme aussichtslos ist, wenn der Nutzen für die Be-
troffenen die Beeinträchtigung überwiegt und wenn 
der Versuch vorausgegangen ist, die Zustimmung 
der Betroffenen zu erreichen. Das sind also Maßnah-
men, bei denen die Haltung und das Selbstbestim-
mungsrecht der Menschen auch immer wieder im 
Vordergrund stehen müssen. 

Es ist mir wichtig, weil vonseiten der CDU auch die 
Kritik kam, die Milieutherapien würden noch keinen 
Einfluss finden, noch Folgendes klarzumachen: Wir 
haben jetzt das PsychKG. Dann kommt der Landes-
psychiatrieplan. Aus den Erfahrungen des Landes-
psychiatrieplans heraus werden dann weitere Maß-
nahmen und Änderungen bezüglich der Umsetzung 
in der Praxis kommen. 

Wenn Sie vonseiten der FDP sagen, es müsse mehr 
ambulante Versorgung geben, und das Ganze auf 
Bundesebene als ein Stück weit unrealistisch be-
schreiben, erwidere ich, dass wir gerade erst auf 
Druck der Länder vonseiten der Bundesregierung 
das Home Treatment, also die ambulante Versor-
gung, auch als Finanzierungssystem verankert be-
kommen haben. 

Lassen Sie mich, weil keiner der Redner darauf ein-
gegangen ist, noch einen letzten Punkt ansprechen. 
Ich bin dankbar dafür, dass die Koalitionsfraktionen 
in Art. 2 ihres Änderungsantrags eine Novellierung 
im Krankenhausgestaltungsgesetz vorschlagen. 
Diese ist notwendig, weil es im Krankenhausstruktur-
gesetz und im SGB V auf Bundesebene insoweit Än-
derungen gab, als dass der Gemeinsame Bundes-
ausschuss Qualitätsindikatoren für Struktur-, Pro-
zess- und Ergebnisqualität beschließen kann. 

Wir brauchen diese Änderung; denn durch die vorge-
sehene Änderung des § 13 des Krankenhausgestal-
tungsgesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen 
sind Qualitätsindikatoren im Landeskrankenhaus-
plan selber zu verankern. Damit unterliegen wir letzt-
endlich nicht dem G-BA, sondern machen hier un-
sere Regelung. 

Zugleich wird mit der Änderung des § 21 den Kran-
kenhäusern ein begrenzter rückwirkender Einsatz 
der Pauschalmittel für die Rückzahlung von Darlehen 
ermöglicht. Auch das ist wichtig, damit die Kranken-
häuser teure Altkredite ablösen können. 

In diesem Sinne bin ich froh über diese Änderungs-
anträge und freue mich darüber, dass wir dieses Ge-
setz auch so auf den Weg bringen können. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Ministerin Steffens. – Obwohl Frau Ministerin Stef-
fens ihre Redezeit um gut eine Minute überzogen 
hat, gehe ich davon aus, dass niemand mehr das 
Wort wünscht. – Das bleibt auch so. Dann schließe 
ich an dieser Stelle die Debatte zum Tagesordnungs-
punkt 8. 

Wir kommen erstens zur Abstimmung über den Ge-
setzentwurf Drucksache 16/12068. Der Ausschuss 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales empfiehlt in 
Drucksache 16/13551, den Gesetzentwurf in der 
Fassung der Beschlüsse des Ausschusses anzuneh-
men. Damit kommen wir zur Abstimmung über die 
Beschlussempfehlung und nicht über den Gesetz-
entwurf. Wer der Beschlussempfehlung seine Zu-
stimmung geben möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Das sind SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen. Wer stimmt dagegen? – Die CDU, die FDP und 
die Piraten. Möchte sich jemand enthalten? – Das ist 
nicht der Fall. Dann ist die Beschlussempfehlung 
Drucksache 16/13551 mit dem soeben festgestell-
ten Abstimmungsergebnis angenommen und der 
Gesetzentwurf in der Fassung der Beschlüsse 
des Ausschusses in zweiter Lesung verabschie-
det. 

Wir kommen zweitens zur Abstimmung über den 
Entschließungsantrag der Fraktionen von SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 16/13623. Wer 
möchte diesem Entschließungsantrag zustimmen? – 
Das sind SPD und Bündnis 90/Die Grünen. Wer 
stimmt dagegen? – CDU, FDP und Piraten. Möchte 
sich jemand enthalten? – Das ist nicht der Fall. Dann 
ist auch der Entschließungsantrag mit dem soeben 
festgestellten Abstimmungsergebnis angenommen 
worden. 

Ich rufe auf: 

9 Neuntes Gesetz zur Änderung der gesetzli-
chen Befristungen im Zuständigkeitsbereich 
des Ministeriums für Inneres und Kommuna-
les 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/13260 

Beschlussempfehlung 
des Ausschusses für Kommunalpolitik 
Drucksache 16/13552 

zweite Lesung 
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